
Jugend  gegen  Abschiebungen!
Für  einen  bundesweiten
Schulstreik!

AfD raus aus unseren Schulen kicken!
Seit  mehreren  Wochen  gehen  Millionen  von  Leuten  auf  die  Straße.  Sie
demonstrieren gegen die AfD, gegen die rassistischen Pläne der AfD. Warum
müssen auch wir als Jugendliche uns an diesen Protesten beteiligen? Die
Pläne, die die AfD hat, sind auch für uns besonders scheiße, denn den Ort,
wo wir täglich hingezwungen werden, will sie uns zur Hölle machen.

Insgesamt  wollen  sie  eine  Schule  erschaffen,  die  kein  Raum  für
Schüler:innen ist, sondern die das Ziel hat, Arbeitskraft zu produzieren, egal
wie sehr wir darunter leiden. Es liegt also im Interesse jedes:r Schüler:in,
gegen die AfD aufzustehen. Der extreme Leistungsdruck, unter dem schon
jetzt  viele  Schüler:innen zerbrechen,  soll  noch weiter  verschärft  werden.
Zudem wollen sie Aufklärung verhindern, indem sie den ohnehin schon cis-
heteronormativen  und  unzureichenden  Sexualkundeunterricht  weiter
beschneiden wollen. Nicht zuletzt sollen wir in der Schule noch weniger über
die deutschen Verbrechen zur Kolonialzeit  und im Faschismus aufgeklärt
werden. Und die AfD setzt  sich dafür ein,  dass unsere Freund:innen auf
andere  Schulen  müssen,  wenn  sie  kein  perfektes  Deutsch  können  oder
Föderbedarf  haben.  Doch  wir  wollen  nicht  von  unseren  Freund:innen
getrennt lernen. Wir wollen lieber eine Schule, die es schafft, sich um alle
Schüler:innen zu kümmern.

Viele  unserer  Mitschüler:innen  will  die  AfD  aber  nicht  nur  auf  andere
Schulen schicken, sondern am liebsten gleich ganz aus Deutschland raus.
Laut der AfD ist der Islam kein Teil unserer Gesellschaft und hat hier auch
keinen Platz. Dies hat sich mit dem Ausbruch des Gazakrieges zusätzlich
verschär f t .  Dabe i  werden  Mus l im : innen  a l s  angeb l i che
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Terrorunterstützer:innen  unter  den  Generalverdacht  des  Antisemitismus
gestellt. So stellte die Berliner AfD einen Antrag im Senat, dass Berlin keine
palästinensischen  Geflüchteten  aufnehmen  solle,  da  diese  den
Antisemitismus  in  Deutschland  stärken  würden.  Dass  Gewalt  und  Hetze
gegen  Jüdinnen  und  Juden  in  Wirklichkeit  vor  allem  ein  Problem  ihrer
eigenen Wähler:innen ist, kehrt sie damit genüsslich unter den Tisch. Wir
sehen  also,  wie  unter  heuchlerischen  Vorwänden  unsere  migrantischen
Freund:innen einfach abgeschoben werden sollen oder gar nicht erst nach
Deutschland kommen dürfen.  Gegen diese Ungerechtigkeiten müssen wir
aktiv werden!

Für  eine  selbstverwaltete
Antidiskriminierungsstelle  an  unseren
Schulen!
Wenn Abschiebungen,  Vorurteile  gegen  Muslim:innen  und  Gewalt  gegen
Queers zum Normalzustand werden, heißt das, dass die gesamte Gesellschaft
nach  rechts  rückt.  Davon  sind  leider  auch  unsere  Schulen  nicht
ausgenommen.  Entgegen  der  Ideologie,  dass  Schulen  angeblich  ein
„neutraler Raum“ innerhalb der Gesellschaft seien, ist alles, was hier passiert
politisch: Mitschüler:innen werden innerhalb einer Woche zu Hause abgeholt
und abgeschoben. Mädchen wird abgesprochen, dass sie gut in Physik oder
Informatik sein können. Die Schule missachtet unsere sexuelle Identität und
nutzt  unsere  Deadnames.  Das  Tragen  von  Kufiyas  wird  verboten.
Mitschüler:innen  droppen  Nazisprüche  oder  das  N-Wort.  Auf  unsere
Depressionen,  Angststörungen  oder  neurodivergenten  Bedürfnisse  wird
keine  Rücksicht  genommen.  Diese  ganzen  Diskriminierungserfahrungen
tragen dazu bei, dass wir nicht richtig lernen können oder sogar von der
Teilhabe  am  schulischen  Alltag  ausgeschlossen  werden.  Häufig  bleiben
unsere  Hilferufe  ungehört  und  es  gibt  neben  ein  paar  Pseudo-
Vertrauenslehrer:innen kaum jemanden,  an den wir  uns wenden können.
Wenn uns dieser traurige Normalzustand ankotzt, wird es also Zeit, dass wir
selber aktiv werden.

Wir  fordern  deshalb  die  Bildung  einer  Beschwerdestelle  gegen



Diskriminierung  an  jeder  Schule.  Diese  muss  unabhängig  von  der
Schulleitung sein und gemeinsam von wähl- und abwählbaren Schüler:innen
und Lehrkräften kontrolliert werden. Dafür brauchen wir an jeder Schule
eine Art Antidiskriminierungs-Awarenessteam, das jederzeit ansprechbar ist
und in dem auch von Diskriminierung betroffene Menschen selbst dabei sind.
Es  muss  möglich  sein,  dort  auch  anonym  eine  Beschwerde  über
diskriminierendes Verhalten an der Schule einzureichen. Bei Appellen an die
Schulleitung darf  es nicht bleiben,  sondern die Antidiskriminierungsstelle
braucht auch eigene Befugnisse, um auch selbst gegen die Diskriminierung
aktiv  werden  zu  können.  Die  Antidiskriminierungsstelle  ist  also  keine
„Schule-ohne-Rassismus-AG“,  sondern  ein  Organ  der  kollektiven
Selbstverwaltung, das die autoritäre Herrschaftspraxis von Regierung und
Schulleitung aktiv in Frage stellt.  Um das zu erreichen, müssen wir alle
Möglichkeiten ausschöpfen, die wir an der Schule haben. Bewerbt ein erstes
offenes  Treffen,  an  dem  ihr  euch  über  Vorfälle  in  der  Vergangenheit
austauscht und diskutiert, wie die Antidiskriminierungsstelle genau aussehen
soll.  Stellt  Anträge  an  die  Schüler:innenvertretung  (SV)  und  beruft  eine
Vollversammlung ein, das steht euch laut Schulrecht zu. Denkt auch darüber
nach,  Plakate  in  der  Schule  aufzuhängen  und  eine  Kundgebung  oder
Kreativaktion zu starten, um auf euer Projekt aufmerksam zu machen. Wenn
ihr genügend Mitschüler:innen hinter eurem Ziel gesammelt habt, kann das
Thema Diskriminierung nicht mehr länger ignoriert werden. Kontaktiert uns,
wenn ihr Unterstützung dabei braucht!

D a b e i  m u s s  j e d o c h  a u c h  k l a r  s e i n ,  d a s s  e i n e  s o l c h e
Antidiskriminierungsstelle  nicht  ausreicht,  um  den  Rassismus  in  der
Gesellschaft und der Schule alleine zu bekämpfen. Diese Forderung muss
eingebettet sein in ein Aktionsprogramm gegen die AfD, welches zum einen
Antirassismus  stark  macht,  zum anderen aber  auch soziale  Forderungen
aufwirft, welche die Ursachen des aktuellen Rechtsrucks adressieren. Wir
fordern deshalb:

Keine  Abschiebungen  aus  unseren  Schulen!  Außerdem  gut
ausfinanzierte  Inklusion  statt  rassistische  Segregation  in
„Willkommens“-klassen!



Diskriminierungssensible Themen gehören in den Lehrplan: Ob nicht-
heteronormative  Beziehungsmodelle,  Religionsfreiheit  oder
Kolonialismus!  Für  demokratische  Kontrolle  über  einen
diskriminierungssensiblen  Lehrplan  durch  Schüler:innen  und
Lehrer:innen!
100 Milliarden in Bildung und Soziales, statt für die Bundeswehr! Wir
brauchen  kleinere  Klassen,  mehr  Personal  gegen  den
Lehrer:innenmangel  und  renovierte  Schulgebäude!

Jugend gegen Abschiebungen! Lasst uns einen
bundesweiten  Schulstreik  gegen  die  AfD
organisieren
Als Jugendliche müssen wir auf den Massenprotesten gegen die AfD präsent
sein. Aber wir müssen dort auch deutlich machen, dass wir zwar klar die AfD
ablehnen,  jedoch  auch  die  Ampelkoalition  und  ihre  rassistische
Abschiebungspolitik.  Die  perversen  „Remigrations“-Pläne  der  AfD  stellen
eine Gefahr dar, doch gefährlich ist bereits unser rassistischer Alltag, in dem
täglich  Menschen  abgeschoben  oder  auf  der  Straße  bepöbelt  oder
angegriffen werden. Die AfD hetzt,  aber die Ampel macht die passenden
Gesetze dazu. Mit ihrer Zustimmung zur GEAS-Reform der Festung Europa
haben die Grünen, die SPD und die FDP dafür gesorgt, dass das Asylrecht in
der EU faktisch abgeschafft wird. Eine Forderung, wie sie die AfD schon
lange aufgeworfen hat. So sollen Geflüchtete künftig an den europäischen
Außengrenzen besser abgefangen und in Gefängnissen außerhalb der EU
untergebracht  werden.  Ferner  wird  die  Liste  vermeintlich  „sicherer
Herkunftsstaaten“ erweitert, sodass das Ziel des Bundeskanzlers Olaf Scholz
„Wir  müssen  endlich  im  großen  Stil  abschieben“  (2023)  schnell  eine
schreckliche Realität werden wird. Und das ist sie schon heute, denn die Zahl
der Abschiebungen aus Deutschland hat sich im Jahr 2023 verdoppelt. Die
rassistische Abschiebepolitik der Bundesregierung ist umso zynischer, wenn
man sich vor Augen führt, dass Deutschland sowie andere EU-Staaten daran
schuld sind, dass Millionen Menschen fliehen müssen: durch Kolonialismus,
Ausbeutung,  Militärinterventionen,  die  Unterstützung  von  Diktatoren,



Waffenexporte  und  Umweltzerstörung.

Wir können nicht zulassen, dass vielen Jugendlichen das Recht zur Schule zu
gehen verwehrt wird oder sie aus unseren Klassen abgeschoben werden.
Zehntausende  Jugendliche  in  Deutschland  haben  keine  dauerhafte
Aufenthaltserlaubnis,  sondern  sind  lediglich  „geduldet“.  Duldung  heißt
„vorübergehende Aussetzung der Abschiebung“. Und wer soll sich eigentlich
auf  Mathe konzentrieren,  wenn total  unklar  ist,  ob die  Duldung nächste
Woche noch verlängert wird? Gemeinsam mit euch wollen wir deshalb einen
bundesweiten Schulstreik gegen Abschiebungen und AfD organisieren. Die
Schule bestreiken bedeutet, den Unterricht zu boykottieren und stattdessen
gemeinsam für ein politisches Ziel auf die Straße zu gehen. Ein Schulstreik
legt zwar nicht wie andere Streiks die Produktion oder das öffentliche Leben
lahm,  aber  er  ist  ein  Akt  des  politischen  Massenprotests  und  stört  den
„normalen“ Schulbetrieb. Und das ist auch wichtig und richtig, denn dieser
Alltag  aus  Diskriminierung,  kaputtgespartem  Schulsystem  und
Abschiebungen ist nicht normal! Ein Schulstreik gibt uns eine Stimme, indem
wir uns klar und deutlich gegen Abschiebungen und AfD positionieren, ohne
viel Angst haben zu müssen, von der Schule zu fliegen. Es gibt zwar kein
Recht auf Schulstreik, aber er ist auch nicht konkret verboten. Und so haben
schon viele große Schulstreiks in der Vergangenheit,  ob 2008 gegen die
Bildungskürzungen, ob 2016 gegen Rassismus, oder ab 2019 in Fridays for
Future gezeigt, dass wir durch unsere Streiks etwas erreichen können.

Klickt hier, um in unsere Telegram Gruppe zu kommen und werdet Teil der
bundesweiten  Vernetzung  für  einen  antirassistischen  bundesweiten
Schulstreik!

Wir  fordern  alle  Einzelpersonen,  Organisationen,  Bündnisse  und
Gewerkschaften,  die  die  AfD  und  die  Abschiebungspolitik  der  Ampel
ablehnen  dazu  auf,  sich  daran  zu  beteiligen.

Wenn wir genug Leute sind, werden wir eine Aktionskonferenz einberufen,
um dort  die  nächsten Schritte  für  den Schulstreik zu planen.  Bis  dahin:
organisiert  Aktionstreffen,  stel l t  Anträge  an  die  SV,  beruft
Vollversammlungen ein und schweigt nicht zu Rassismus und Abschiebungen
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an unseren Schulen!

AfD zerschlagen statt verbieten!
von Flo Weitling, REVOLUTION-Zeitung Januar 2024

Mehr als eine Viertelmillionen Menschen waren am 21.01.24 gegen die AfD
auf der Straße und haben lautstark deutlich gemacht, was sie von Rassismus,
Queerfeindlichkeit,  Sexismus,  Neoliberalismus und Antisemitismus halten!
Dass diese Massenproteste plötzlich entflammt sind, ist kein Wunder, denn
die  AfD  ist  auf  dem  Vormarsch.  Von  radikaler  Linke,  Regierungs-  und
Oppositionsparteien bis hin zu verschiedensten bürgerlichen Akteuren steigt
die Angst, dass die Rechtspopulist:innen in den anstehenden Landtagswahlen
im Osten, bei der Europawahl und auch bei der Bundestagswahl nächstes
Jahr Wahlgewinne erzielen werden. Migrant:innen, queere Menschen und
Linke fürchten die Repressionen, die sich aus einer Regierungsbeteiligung
oder starken Opposition der AfD ergeben könnten. Aus diesem Klima von
Angst  und  Unsicherheit  erwächst  nun  eine  Forderung,  die  schnell  an
Popularität  gewonnen  hat:  Das  Parteiverbot  der  AfD.  Doch  wie  sollten
radikale  Linke  zu  einem  Parteiverbot  stehen  und  kann  ein  solches  die
Rechten auf ihrem Vormarsch stoppen? In dem Artikel wollen wir darauf
eingehen und  eine  Antwort  liefern,  wie  ein  wirklicher  Kampf  gegen  die
Rechtspopulist:innen aussehen sollte.

Kann man die AfD überhaupt verbieten?
Die Antwort  darauf  ist:  theoretisch schon,  auch wenn unklar  ist,  ob das
Programm  der  AfD  nicht  zu  schwammig  formuliert  ist,  um  ihr
Verfassungsfeindlichkeit  juristisch  nachzuweisen.  Dafür  müssten  die
Bundesregierung, Teile des Bundesrats oder Bundestags erst einmal Klage
beim Bundesverfassungsgericht einreichen. Wenn dieses entscheidet, dass

https://onesolutionrevolution.de/afd-zerschlagen-statt-verbieten/


die Partei gegen die „freiheitlich-demokratische Grundordnung“ agiert und
somit  verfassungsfeindlich  ist,  kann  diese  verboten  werden.  In  der
Geschichte  der  BRD  wurden  bis  jetzt  zwei  Parteien  verboten:  die
Nachfolgepartei der NSDAP (SRP) und auf derselben rechtlichen Grundlage
kurz darauf auch die stalinistische KPD.

Die  Geschichte  hat  uns  somit  einmal  mehr  vor  Augen  geführt,  warum
Kommunist:innen  nicht  für  Parteiverbote  eintreten  sollten:  Denn  jede
Ausweitung seines rechtlichen Handlungsspielraums zur Repression bietet
dem Staat die Möglichkeit, gegen Linke vorzugehen. Hintergrund dessen ist
das verquere Bild, es existiere eine „demokratische politische Mitte“, die von
den extremistischen Rändern von rechts und links gleichermaßen bedroht
werde und gegen die sich die Demokratie, beispielsweise mit Parteiverboten,
verteidigen müsse. Damit wird zum einen Rechts und Links gleichgesetzt, so
als ob es keinen Unterschied mache, ob Menschen Geflüchtetenunterkünfte
in Brand setzen oder davor stehen, um eben das zu verhindern. Zum anderen
verschleiert die Idee vom Hufeisen mit den extremistischen Rändern, dass
rechte Ideen in eben jener „demokratischen Mitte“ produziert werden und
allgemeine  demokratische  Rechte  hingegen  eine  Errungenschaft  linker
Kämpfe  ist.

Ein oft angeführtes Beispiel, um auch den möglichen Erfolg eines solchen
Verfahrens zu untermauern, sind die Parteiverbotsverfahren gegen die NPD
(heute: Die Heimat). Am Ende des zähen und jahrelangen Verfahrens kam
das Bundesverfassungsgericht zu dem Entschluss, dass ein Verbot wegen der
fehlenden  Relevanz  der  NPD  nicht  umgesetzt  werden  muss.  Die  AfD
unterscheidet sich natürlich in mehreren Punkten von der NPD. Entgegen
der  offen  faschistischen  NPD versucht  die  AfD rechtsextreme Positionen
nicht  durch  faschistische  Milizen  auf  der  Straße,  sondern  durch  den
bürgerlich-demokratischen Staat  zu drücken.  Wie das praktisch aussehen
kann, sieht man z.B. in der Meloni-Regierung in Italien. Darüber hinaus stellt
die AfD durch ihren Einfluss und Größe ein viel größere Gefahr dar als die
Nazi-Kleinpartei.



Doch was würde ein Verbot bringen?
Was viele Befürworter:innen des AfD-Verbots anführen, sind die Vorteile, die
ein solches Parteiverbot mit sich bringen würde. Allen voran der Wegfall der
Finanzierung, Vermögen und Räume, die sonst weiterhin extreme Rechte
nutzen  können.  Darüber  hinaus  würden  die  Strukturen  der  Rechten
angegriffen und auch die Teilnahme an Wahlen vorerst (!) erschwert werden.
Doch obwohl wir uns dann erstmal nicht mehr das hässliche Blau der AfD
ansehen müssten, hat das Ganze für uns mehr Nachteile als Vorteile.

Denn  so  ein  Verfahren  würde  ziemlich  sicher  nicht  in  ein  paar  Tagen
abgeschlossen  werden,  denn  auch  wenn  das  Verbot  dieser  Partei  die
Teilnahme an  Wahlen  verhindern  würde,  bis  zu  den  Landtagswahlen  im
Osten und auch bei der Europawahl wird das Ganze nicht umgesetzt werden.
Darüber hinaus werden die Hunderttausenden, die aktuell auf den Straßen
sind, dadurch in eine passive Haltung gebracht, denn es erscheint so, als sei
der einzige Weg, der AfD Einhalt zu gebieten, in den bürgerlichen Staat und
seine  Gerichte  zu  vertrauen.  Doch  spätestens  seit  den  staatlichen
Verstrickungen in  die  rassistischen Morde des  NSU oder  der  faktischen
Abschaffung des Rechts auf Asyl durch die aktuelle Bundesregierung wissen
wir, dass der bürgerliche Staat keinen Verbündeten im Kampf gegen Rechts
darstellen kann. Im Kapitalismus ist der Zweck des Staates die Absicherung
der  bürgerlichen  Eigentumsverhältnisse.  Wie  rechtspopulistisch  oder  wie
faschistisch  die  Politik  dieses  bürgerlichen  Staates  in  der  konkreten
historischen Situation ausfällt, hängt letztlich von diesem Zweck ab, nämlich
der Absicherung der bürgerlichen Eigentumsverhältnisse. So kann derselbe
Staat, der heute noch „vielfältig“, „demokratisch“ und „solidarisch“ sein will,
in  e iner  revolut ionären  Si tuat ion,  in  der  d ie  organis ierte
Arbeiter_Innenklasse diese Eigentumsordnung bedroht,  seine faschistische
Fratze offenbaren.

Der Kampf gegen die AfD kann also nicht mit Staat und Kapital, sondern nur
gegen  diese  erfolgreich  sein.  So  ist  die  AfD  nicht  Ursache  des
gesamtgesellschaftlichen Rechtsrucks, sondern ein Produkt dessen. Somit ist
also auch nicht der Rechtsruck weg, nur weil die AfD potenziell  von der
Bildfläche  verschwinden  könnte.  Die  Ursachen  des  Rechtsrucks  liegen



vielmehr  in  den  Auswirkungen  der  Weltwirtschaftskrise  2007/2008,  der
Niederlage  linker  internationaler  Massenbewegungen,  der  Passivität  der
Gewerkschaften angesichts der sozialen Angriffe und den gesellschaftlichen
Abstiegsängsten der kleineren Kapitalfraktionen und des Kleinbürgertums.
Der Rechtsruck lässt  sich also nicht verbieten,  er lässt  sich samt seinen
materiellen  Ursachen nur  mithilfe  einer  organisierten antikapitalistischen
Perspektive überwinden.

Wer fordert das Verbot eigentlich und warum?
Nach Offenbarung des Geheimtreffens in Potsdam bildeten sich Bündnisse
von Jusos, Grüner Jugend, Gewerkschaften bis hin zu zahlreichen NGOs, um
unter Mottos wie „Demokratie stärken“ Demonstrationen und Kundgebungen
zu organisieren. Wie schon an dieser Forderung zu sehen ist, verharren diese
in einem recht bürgerlichen Rahmen und greifen die AfD schlichtweg als
undemokratische  Kraft  an.  Diese  Darstellung  nutzen  die  anderen
bürgerlichen  Parteien,  um  sich  als  die  „Besseren“  oder  die  „wahren
Demokrat:innen“ zu profilieren,  während erst  am letzten Donnerstag das
Asylgesetz durch die Bundesregierung verschärft wurde. Die AfD konnte nur
stark werden, in einem politischen Klima, in dem eine Ampelkoalition und
vorherige  Bundesregierungen  Rassismus  verbreiten,  Geflüchtete
entmenschlicht  und  migrantische  Kämpfe  (wie  zB.  die  palästinensische
Solidaritätsbewegung) kriminalisieren. Während sich Grüne, SPD, FDP und
Teile der CDU am Rassismus der AfD abarbeiten, haben sie, wo immer sie in
der Regierungsverantwortung standen, Forderungen der AfD umgesetzt. Der
bürgerliche  Staat  kann  den  Rechtsruck  in  der  Gesellschaft  selbst  nicht
aufhalten, sondern ist Teil seiner Grundlagen. Genauso wie der tagtägliche
Schrecken, welcher der bürgerliche Staat mit sich bringt, ob Abschiebung,
Polizeigewalt,  Ausbeutung  am  Arbeitsplatz  oder  Unterdrückung
verschiedener  gesellschaftlicher  Gruppen.

Doch was braucht es dann?
Zusammengefasst liegt der Erfolg der AfD nicht an der Partei selbst, sondern
ist nur ein Symptom der gesellschaftlichen Entwicklung nach rechts, welche



ihren Ursprung in der Krise und der Schwäche der politischen Linken hat.
Ihre  soziale  Basis  hat  die  AfD  im  krisengeschüttelten  und  von
Abst iegsängsten  bedrohten  K le inbürger tum  und  auf  den
binnenmarktorientierten  kleineren  Teilen  des  Kapitals.  Doch  auch  unter
prekarisierten Arbeiter:innen bekommt die Partei Zulauf. Nach der Pandemie
und der  damit  einhergehenden Wirtschaftskrise  ebenso wie  der  Inflation
nach dem Ausbruch des Ukraine-Krieges sind viele Teile der Gesellschaft
ärmer  geworden.  Wir  sehen  eine  Welt  in  Trümmern  sowie  Lohn-  und
Jobverlust  bei  großen  Teilen  den  arbeitenden  Bevölkerung,  während  die
Linkspartei  es  nicht  auf  die  Reihe  bekommt,  ein  ordentliches  Programm
gegen Krieg und Krise aufzustellen. Durch fehlende Angebote der Linken
wenden sich dann die verunsicherten Kleinbürger:innen und Arbeiter:innen
bei  der  Suche nach der  Ursache des  Problems den Rechten zu,  die  ein
utopisches  „Zurück“  zur  Vergangenheit  versprechen.  Doch  diese  ganze
Ordnung,  die  den  Rechtsruck  erst  hervorgebracht  hat,  wird  tagtäglich
aufrechterhalten  durch  eben  den  bürgerlichen  Staat,  welcher  jetzt
angebettelt  wird,  die  Probleme,  die  er  selbst  schafft,  zu  bekämpfen.

Doch nur, weil eine illusorische Forderung wie das AfD-Verbot die aktuellen
Massenproteste dominiert, heißt das auf gar keinen Fall, dass wir ihnen den
Rücken zukehren. Vielmehr müssen wir dort in voller Stärker am Start sein
und die Perspektive einer Arbeiter:inneneinheitsfront im Kampf gegen die
AfD  aufwerfen.  Als  Jugendorganisation  müssen  wir  uns  den  Rechten
schließlich in den Weg stellen, wo immer sie auftauchen. Doch allein durch
Blockadeversuche und große Demos werden wir sie noch nicht aufhalten
können.  Wir  müssen  den  Kampf  gegen  Rassismus  auch  mit  sozialen
Forderungen,  wie  höheren  Mindestlöhnen  für  alle  oder  bezahlbarem
Wohnraum verknüpfen, um auch die materiellen Ursachen des Rechtsrucks
anzugreifen.  Gleichzeitig  darf  Antirassismus  kein  Lippenbekenntnis  sein,
sondern  benötigt  Organe  des  Selbstschutzes  von  Betroffenen  und
Unterstützer:innen.  Die  einzige  Kraft,  die  dem  Rechtsruck  durch  ihre
besondere  Stellung im kapitalistischen Produktionsprozess  die  Grundlage
entziehen kann, ist die organisierte Arbeiter:innenklasse. Obwohl bereits in
vielen Anti-AfD-Bündnissen Gewerkschaften dabei sind, dürfen diese es nicht
beim  symbolischen  Unterzeichnen  des  Demoaufrufs  belassen.  Vielmehr



müssen die Gewerkschaften ihre Basis aktiv zu den Protesten mobilisieren
und zum Streik gegen die sozialen Angriffe aufrufen. Doch die bewusstesten
Teile der Arbeiter:innenklasse organisieren sich nicht nur in Gewerkschaften,
sondern auch in der Linkspartei und linken SPD-Gliederungen. Diese müssen
wir  zur  gemeinsamen  Aktion  mit  Migrant:innenorganisationen  und  der
radikalen  Linken  gegen  AfD,  Asylrechtsverschärfungen  und  Sparpläne
auffordern. In der gemeinsamen Aktion gilt es sie von einer revolutionären
Perspektive zu überzeugen und mit ihrem reformistischen Bewusstsein zu
brechen.  Was  es  letztlich  braucht  ist  ein  revolutionäres  Programm  der
Jugend und Arbeiter:innenklasse, welches eine echte Perspektive gegen den
Rechtsruck und somit der Krise bietet.

Wir fordern:

Unabhängige  Antidiskriminierungsstellen  an  Schulen,  Unis  und
Betrieben!
Offene Grenzen und Staatsbürger:innenrechte für alle!
Massive  Lohnerhöhung  und  automatischer  Inflationsausgleich  in
Form einer gleitenden Lohnskala!
Investitionen in Bildung, Gesundheit und Soziales finanziert durch
die Gewinne der Reichen, die aktuell noch einmal so richtig Profit aus
der Krise schlagen!
Für demokratisch aufgebaute antirassistische Selbstschutzkomitees!
Kampf  der  AfD heißt  Kampf  dem Kapital!  Für  ein  revolutionäres
Programm der Jugend und Arbeiter:innenklasse!

Gegen  den  Komplott  aus  AfD,

https://onesolutionrevolution.de/gegen-den-komplott-aus-afd-neonazis-und-kapital/


Neonazis und Kapital!
von Sani Meier, REVOLUTION-Zeitung Januar 2024

Die  CORRECTIV-Redaktion  veröffentlichte  gestern  ihre  Undercover-
Ermittlungen zu einem geheimen Treffen der Neuen Rechten im November
bei  Potsdam.  Mit  dabei  waren  hochrangige  AfDler:innen,  Neonazis  der
Identitären Bewegung,  CDU-Politikerinnen und superreiche Unternehmer.
Gemeinsam wurde am „Masterplan“ gearbeitet unter anderem mit dem Ziel:
Die  Ausweisung  mehrerer  Millionen  migrantisierter  Menschen  aus
Deutschland,  egal  ob  mit  deutschem  Pass  oder  ohne.

Eigentlich sollte keine:r von dem Treffen erfahren, die Organisatoren nutzten
zur Kommunikation nur Briefe – niemandem sollte man etwas nachweisen
können. Doch die Reporter:innen von CORRECTIV wurden informiert und
konnten verdeckt vor Ort recherchieren: Gemeinsam mit führenden Köpfen
der Identitären Bewegung wie Martin Sellner und der rechten Hand von AfD-
Vorsitzender Alice Weidel trafen sich Politiker:innen der CDU mit reichen
Konzernbossen und Juristen, die bereit sind, eine neue rechte Bewegung in
Deutschland zu finanzieren. 5 Tausend Euro mussten im Voraus gespendet
werden,  um teilnehmen zu dürfen.  Das Ziel:  Vor der nächsten Wahl soll
bewusst durch Flugblätter und Werbung Misstrauen gegenüber den Wahlen
und öffentlich-rechtlichen Medien erzeugt werden. Gleichzeitig wollen sie
hohe Summen in den Aufbau rechter Influencer-Netzwerke stecken, um vor
allem junge Menschen für ihre rassistischen Ziele zu gewinnen.

Das alles soll  dem sogenannten „Masterplan“ von Martin Sellner dienen:
Menschen  nicht-deutscher  Herkunft  sollen  trotz  deutschem  Pass  aus
Deutschland ausgewiesen werden und gemeinsam mit allen, die Flüchtlingen
helfen, auf eine „afrikanische Insel“ umgesiedelt werden. Ähnliches planten
die  Nazis  bereits  1940,  als  sie  vier  Millionen  Jüdinnen  &  Juden  nach
Madagaskar deportieren wollten. Die AfD-Bundestagsabgeordnete Gerrit Huy
beteuert, sie träume davon schon lange. Deshalb sei die AfD auch nicht mehr
gegen die  doppelte  Staatsbürger:innenschaft:  „Denn dann kann man die
deutsche wieder wegnehmen, sie haben immer noch eine.“ Menschen mit
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Migrationsgeschichte sollen also bewusst hinters Licht geführt werden, um
sie später von Wahlen auszuschließen und abzuschieben. Ulrich Siegmund,
AfD-Fraktionsvorsitzende  in  Sachsen-Anhalt  ergänzt,  man  wolle  das
Straßenbild  ändern,  ausländische  Restaurants  unter  Druck  setzen  und
Sachsen-Anhalt  „für  dieses  Klientel“  möglichst  unattraktiv  zum  Leben
machen. Was hier passiert, ist die geplante Vertreibung von Millionen von
Menschen,  juristisch  vorbereitet  und  finanziert  durch  das  Kapital  und
gewaltbereiten  Neonazis.

All das ist kein verschwörerisches Treffen ungefährlicher rechter Spinner,
sondern eine reale Bedrohung: Laut aktuellen Umfragen wäre die AfD in
mehreren  deutschen Bundesländern  aktuell  stärkste  Kraft.  Was  hier  von
Neonazis der Identitären Bewegung ausgearbeitet  wurde,  wird durch die
anwesenden AfDler:innen in die Partei getragen und politische Realität – die
Vorbereitungen  darauf  laufen  schon  jetzt.  Im  Hintergrund  werden  hohe
Summen  Geld  locker  gemacht  und  Netzwerke  ausgebaut.  Als  möglicher
Verbündeter wird wohl der ehemalige Chef des Verfassungsschutzes Hans-
Georg  Maaßen  gehandelt,  über  dessen  Parteigründung  schon  länger
spekuliert wird. Über die sozialen Medien sollen bewusst junge Menschen
geködert  werden.  Bereits  jetzt  berichten  Schüler:innen  in  Berlin  von
Neonazis,  die  vor  ihren  Schulen  Flyer  verteilen.
Es ist also allerhöchste Zeit, uns zu organisieren und den Aufstieg rechter
Bewegungen zu verhindern!

Spätestens seit dem NSU, NSU 2.0 & den rassistischen und antisemitischen
Anschlägen von Hanau & Halle ist klar, dass uns der Staat nicht vor rechter
Gewalt schützen kann. Auf Polizei & Verfassungsschutz ist kein Verlass, denn
sie sind selbst durchsetzt von Rechten und setzen rassistische Kontrollen und
Abschiebungen  durch.  Es  ist  unsere  Aufgabe  uns  als  Schüler:innen,
Studierende,  Arbeitende  und  Unterdrückte  dieses  Systems
zusammenzuschließen und Neonazis  den Kampf anzusagen.  Das bedeutet
sowohl,  ihre Demonstrationen zu blockieren und ihre Veranstaltungen zu
stören,  als  auch an Schulen,  Unis  und Betrieben Komitees zu bilden.  In
diesen  können  wir  Besuche  von  Rechten  an  den  Schulen  melden,  uns
vernetzen,  Aktionen  dagegen  planen  &  für  unsere  Sicherheit  sorgen.



Gleichzeitig muss unsere Bewegung die realen sozialen Probleme & Fragen
der Menschen beantworten. Rassismus & weitere Unterdrückungen haben
ihre  Wurzel  im  kapitalistischen  System,  welches  durch  unsere  Spaltung
weiter Profit macht. Deshalb brauche wir ein revolutionär-antikapitalistisches
Programm,  das  für  die  sozialen  Interessen  der  Lohnabhängigen,
Krisengebeutelten  und  Unterdrückten  kämpft,  um  den  Aufstieg  der  AfD
aufhalten zu können.

Für die Zerschlagung des Verfassungsschutz und die
Entwaffnung  der  Polizei-  Wir  brauchen  stattdessen
antifaschistischen  Selbstschutz  durch
Arbeiter:innenmilizen!

Für den Aufbau einer antifaschistischen Einheitsfront
aus allen linken Organisationen und Organisationen der
Arbeiter_Innenklasse!

Gegen Rechtsruck & die  Krise:
Kampf  dem  Kapital  lautet  die
Devise!
von Flo Weitling, Dezember 2023

Nach den Wahlerfolgen für die AfD in Sonneberg und Raguhn-Jeßnitz ist es
nun auch in Pirna dazu gekommen: Der von der AfD unterstütze Kandidat
Tim Lochner entschied gestern die Wahl zum Oberbürgermeister für sich. Er
ist  zwar  überhaupt  nicht  in  der  AfD und nach seinem Austritt  aus  dem
rechten Flügel der CDU parteilos, fiel jedoch mit seiner rechten Kritik an der
Geflüchtetenpolitik der Bundesregierung auf. Außerdem verbreitete er in der

https://onesolutionrevolution.de/gegen-rechtsruck-die-krise-kampf-dem-kapital-lautet-die-devise/
https://onesolutionrevolution.de/gegen-rechtsruck-die-krise-kampf-dem-kapital-lautet-die-devise/
https://onesolutionrevolution.de/gegen-rechtsruck-die-krise-kampf-dem-kapital-lautet-die-devise/


Vergangenheit die Verschwörungstheorie des Bevölkerungsaustauschs.

Aber  nicht  nur  in  Kommunalämtern  gewinnt  die  AfD  an  Zuwachs.  Alle
Umfragen, ob bei Landes- oder Bundestagswahlen, verorten die AfD bei über
20 teilweise sogar 30 Prozent. Und im nächsten Jahr werden uns nicht nur
die  Landtagswahlen  in  Brandenburg,  Sachsen  und  Thüringen,  sondern
ebenfalls  die  Europawahl  erwarten.

Dabei laufen aktuell alle Parteien nach rechts, sodass sogar Olaf Scholz von
der  SPD  schon  das  AfD-Wahlprogramm  auf  der  Titelseite  vom  Spiegel
propagierte und mehr Abschiebungen forderte.

Doch dieser immer weiter voranschreitende Rechtsruck hat seinen Ursprung
in der dem Kapitalismus eingeschriebenen Krise, welche wir aktuell an der
Inflation und der Verschlechterung der Lebens- und Arbeitsverhältnisse am
eigenen Leib spüren können. Parteien wie die CDU, die Grünen, die SPD und
auch die Linkspartei sind nicht in der Lage, die richtigen Antworten darauf
zu finden. Daher wenden sich immer mehr Wähler:innen der AfD zu, da diese
es  durch  ihren  Rechtspopulismus  schaffen,  den  Schein  von  richtigen
Antworten auf die Krise zu geben und einen Sündenbock für die Misere der
Bevölkerung, laut der AfD die Geflüchteten, benennen können. Deswegen
heißt  Kampf dem Rechtsruck auch Kampf der Krise und letztendlich die
Überwindung des kapitalistischen ausbeuterischen Systems!

Es gilt sich dem daraus folgenden immensen Anstieg von Rassismus, welcher
sich unter anderem in massenhaften Abschiebungen ausdrückt, konsequent
entgegenzustellen.

Wir fordern:

offene Grenzen und Staatsbürger:innenrechte für alle!
unabhängige  Antidiskriminierungsstellen  an  Schulen,  Unis  und
Betrieben!
Massive Lohnerhöhung & automatischer Inflationsausgleich in Form
einer gleitende Lohnskala
Investitionen in Bildung, Gesundheit und Soziales, finanziert durch



die Gewinne der Reichen, die aktuell noch einmal so richtig Profit aus
der Krise schlagen!
Kampf  der  AfD heißt  Kampf  dem Kapital!  Für  ein  revolutionäres
Programm der Jugend und der Arbeiter:innenklasse!

Der Höhenflug der AfD
Von Vladlen Uljanow, Oktober 2023, Revolution Zeitung September 2023

Erstmals besetzt ein Politiker der AfD das Amt des Landrats in Thüringen, in
Sachsen-Anhalt  stellt  sie  einen  Oberbürgermeister  und  auch  in  den
Wahlprognosen nimmt die AfD wieder ordentlich Schwung auf. Betrachten
wir die Entwicklung der AfD in den letzten Wochen und Monaten so scheint
es erschreckend. Doch woran liegt das?

Der  Kapitalismus,  die  bürgerliche  Demokratie  sowie  die  politische  Linke
stecken in einer tiefen Krise und die AfD weiß es, sich diese Faktoren zu
eigen zu machen und darauf rechtspopulistische Antworten zu liefern. Diese
stellen aber nicht eine Lösung für die Probleme dar, verschärfen sie viel
mehr. Doch sie können den Unmut für ihre eigene Agenda umlenken und für
Wahlstimmen  und  Proteste  mobilisieren.  Damit  treiben  sie  die  gesamte
politische Landschaft nach rechts und werden dabei selbst immer rechter!
Dagegen brauchen wir standfesten linken Widerstand!
Doch der Reihe nach: Was ist eigentlich gerade die Situation?

Die ökonomische Krise:

Schon die  Pandemie hat  die  noch immer anhaltenden Auswirkungen der
Finanzkrise von 2008 weiter verschärft. Doch spätestens die Inflation, die
sich vor allem für  die  Lohnabhängigen und ärmere Zwischenklassen wie
kleine  Ladenbesitzer_Innen  oder  selbstständige  Handwerker_Innen  stark
bemerkbar machen, führen zu der Angst, den aktuellen Lebensstandard nicht
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mehr halten zu können. Steigende Kreditunsicherheit erhöht das Risiko von
Verarmung,  Verschuldung  und  Insolvenz  und  auch  die  gestiegenen
Energiepreise lösen bei einem großen Teil der Bevölkerung die reale Angst
vor sozialem Abstieg aus, welche das Vertrauen in eine rosige Zukunft weiter
schrumpfen lässt.  Zeitgleich dazu stagnieren die Löhne und damit haben
Lohnabhängige  effektiv  weniger  Geld.  Wenn  es  mal  zu  irgendwelchen
Unterstützungen  seitens  des  Staates  kommt,  werden  vorrangig  die
Unternehmen gerettet. Die Suche nach Lösungen in Form eines politischen
Richtungswechsels wachsen also immer weiter.

Die Krise der parlamentarischen Demokratie:

Unabhängig  vom  finanziellen  Aspekt,  sinkt  auch  das  Vertrauen  in  die
parlamentarische Demokratie immer weiter. Durch die neoliberale Ideologie
der  kapitalistischen  „Alternativlosigkeit“,  die  dazu  führt,  dass  in  der
Regierung alle Parteien mehr oder weniger die gleiche Politik fahren, fällt es
schwer, noch Hoffnung in eine Veränderung zu stecken.

Es findet auch gerade im Zuge der Krisen eine starke politische Verrohung
statt. Der Hass auf Arme, Migrant_Innen sowie queere Menschen trifft auf
immer mehr Anklang vor Allem bei denen, die Angst vor sozialem Abstieg
haben.  Auf  diese  Gruppen  werden  die  Abstiegsängste  projiziert  und  sie
werden  als  Nutzlose,  Schmarotzer  oder  Bedrohung  beschimpft.  Diese
Sichtweise hat zwar eine reale Grundlage in dem ungerechten System des
Kapitalismus‘,  aber  die  Lesart  wird  trotzdem bewusst  geschürt  von  der
alltäglichen Propaganda, bei der alle bürgerlichen Parteien auf ihre Art und
Weise mitmachen.

Krise der Linken

Die  dritte  Krise  ist  die  Krise  der  Linken,  vor  al lem  aber  des
Linksreformismus‘.  Dieser  hat  es  verpasst,  Antworten  auf  diese
verschiedenen  Krisen  zu  geben  und  sich  als  wirkliche  und  wirksame
Opposition zu zeigen, anstatt sich an die bürgerlichen und konservativen
Parteien anzubiedern oder sich in Schweigen zu hüllen. Das befeuert den
Höhenflug der AfD noch weiter, da sie sich als einzige Alternative darstellen



können und mit ihrem populistischen Gerede durchkommen.

Es braucht revolutionäre Antworten auf diese verschiedenen Krisen, die den
Klassenwiderspruch, also den Widerspruch zwischen Lohnarbeit und Kapital
aufdecken  und  die  herrschende  Klasse  für  diese  verschiedenen  Krisen
verantwortlich  macht,  anstatt  einer  Politik,  die  den  Arbeiter*innen  nur
minimale  Verbesserungen  innerhalb  des  Kapitalismus‘  verspricht  und  es
nicht mal schafft, diese in Regierungsverantwortung umzusetzen. Hierdurch
versinkt  die  gesellschaftliche  Linke  momentan  in  Ziellosigkeit  und
Verwirrung  und  kommt  nicht  in  die  Position,  Siege  zu  erringen.

Wie nutzt die AfD diese Situation aus?

Die AfD hingegen bespielt  sehr erfolgreich die Rolle  der Opposition.  Sie
lehnen vermeintlich alles ab, wofür die anderen Parteien stehen, und hat es
im Zuge dessen auch in gewisser Weise geschafft, einen Anti-Establishment-
Kurs populär zu machen, der sich aber nicht gegen die herrschende Klasse
richtet, sondern gegen die herrschende Politik wettert und auf eine „falsche
Repräsentanz“ pocht,  also gewissermaßen nur Establishment austauschen
will.  Die AfD verfolgt hier die Strategie der Neuen Rechten: Um aus der
Isolation zu kommen, werden Begriffe verbreitet und Themen besetzt, um die
Gesellschaft  und  die  politische  Landschaft  nach  rechts  zu  treiben.
Gleichzeitig will man sich als nur etwas aufmüpfigen Teil der bürgerlichen
Politik darstellen. Hier ähnelt die AfD all den anderen rechtspopulistischen
Parteien in  Europa,  die  schon seit  Jahren immer wieder  in  Regierungen
gelangen. Man sieht dort,  was uns bald blühen könnte:  Angriffe auf das
Sozialsystem, Entrechtung von Minderheiten und Linken,  autoritäre Law-
And-Order-Politik.

Doch was können wir tun?

Der wichtigste Schritt ist es, klassenbewussten Widerstand aufzubauen, der
also  zum einen  im  Gegensatz  zur  AfD  wirklich  für  die  Interessen  aller
Arbeiter_Innen kämpft und nicht die verschiedenen Gruppen gegeneinander
ausspielt,  um am Ende  eigentlich  Politik  für  die  herrschende  Klasse  zu
machen. Zum anderen muss der Widerstand entschlossen und geeint gegen



die Bedrohung von rechts stehen!

Im letzten Jahr sind während der Tarifrunden mehrere Tausend Menschen
den Gewerkschaften beigetreten und haben sich aktiv am Kampf für faire
Löhne  und  bessere  Bedingungen  eingesetzt.  Es  bilden  sich  neue,
kampfbereite Teile der Klasse aus, denen zwar die Gewerkschaftsbürokratie
unter  Druck  der  Kapitalist_Innenklasse  Steine  in  den  Weg  legt  und
dementsprechend wieder frustriert wurden. Aber auch eine Radikalisierung
in  Teilen  der  sozialen  Bewegungen  wie  der  Umweltbewegung  lässt  sich
erkennen.

Nur weil bürgerliche Parteien wie die LINKE es nicht schaffen, die Dynamik
aufzugreifen,  heißt  das  noch  lange  nicht,  der  Kampf  gegen  die  AfD sei
verloren.

Um die reaktionäre Politik der AfD zu bekämpfen, müssen wir eine Antwort
auf  die  realen  sozialen  Probleme  bieten.  Nur  eine  Bewegung,  die
kompromisslos  und  damit  revolutionär-antikapitalistisch  für  die  sozialen
Interessen  der  Lohnabhängigen,  Krisengebeutelten  und  Unterdrückten
kämpft,  kann  den  Aufstieg  der  AfD nicht  nur  zeitweise  ausbremsen.  Im
Hinblick  auf  die  weitere  Zuspitzung  weltumspannender  Krisen  und
drohender  Kriege  zeigt  sich  die  Bedeutung  einer  internationalen  und
solidarischen Organisierung. Diese Diskussion müssen wir einerseits mit den
Gewerkschafter_Innen und sozialen Bewegungen führen, um diese davon zu
überzeugen, dass wir mit den Mitteln des Klassenkampfes gegen die Angriffe
der Regierung, des Kapitals und der Rechten angehen sollten. Andererseits
geht es darum, eine strategische Diskussion, um eine revolutionäre politische
und programmatische Alternative zu führen, um so die Grundlagen für eine
revolutionäre Partei und Internationale zu legen.



Ist die AfD faschistisch?
Von Yorick F., September 2023

Spätestens seit dem Erstarken des Höcke-Flügels und dem Richterspruch,
ihn Faschist nennen zu dürfen, wird die AfD in manchen Teilen der Linken
als  faschistisch  bezeichnet.  Unabhängig  davon,  dass  man  vor  der
faschistischen Gefahr warnen und gegen sie mobilisieren muss, wollen wir
uns dennoch die Frage stellen: Ist die AfD denn tatsächlich eine faschistische
Partei?

Was ist Faschismus überhaupt?
Um diese Frage zu beantworten, müssen wir erstmal klären, was wir mit dem
Faschismusbegriff meinen. Es gibt verschiedene theoretische Ansätze zum
Faschismus,  doch  wir  verwenden  dabei  die  Faschismusanalyse  von  Leo
Trotzki,  da  sie  den  Faschismus  mit  einer  Klassenanalyse  und  in  dessen
historischer  Funktion  definiert  und  damit  besonders  präzise  in  einer
marxistischen Analyse verwendet werden kann. Oft erscheint es so, dass man
sich umso linker und antifaschistischer gibt,  je häufiger man den Begriff
Faschismus  droppt  und  je  mehr  Gruppen,  Organisationen,  Parteien  und
Strukturen man dazu zählt. Doch Faschismus ist kein Sammelbegriff für alles
irgendwie rechts von der CDU stehende, sondern eine analytische Kategorie,
welche  die  äußerste  Form des  konterrevolutionären  Bürger_Innenkrieges
gegen die soziale Revolution, zumeist in Zeiten sozialer Krisen, beschreibt.
Was meinen wir nun aber damit?

Wir meinen damit, dass die herrschende Klasse in Zeiten wirtschaftlicher
Stabilität  eher  versucht,  die  Arbeiter_Innenklasse  zu  integrieren,  zu
korrumpieren,  mit  schlechten  Kompromissen  abzuspeisen  und  ihren
Widerstand im Rahmen des parlamentarischen Systems die Schlagkraft zu
nehmen.  In  revolutionären  Situationen,  wenn  die  organisierte
Arbeiter_Innenklasse eine Kraft  entfaltet,  die den bürgerlichen Staat und
seine kapitalistische Ordnung ernsthaft  bedroht –  oft  in Kombination mit
wirtschaftlichen aber auch politischen Krisen – benötigt die Bourgeoisie für
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die  Wiederherstellung  bzw.  Verteidigung  ihrer  bürgerlichen  Ordnung
radikalere Mittel.  Diese Funktion übernimmt bereitwillig der Faschismus,
dessen  Zweck  als  organisierte  und  gewalttätige  Massenbewegung  darin
besteht, über die „einfache“ staatliche Repression hinaus die Organisationen
und  Bewegungen  der  Arbeiter_Innen  und  Unterdrückten  zu  zerschlagen.
Schlagkräftig  ist  der  Faschismus  dabei,  da  er  sich  auf  eine  militante
Bewegung  stützt,  welche  in  der  Lage  ist,  jeglichen  Widerstand  mittels
Straßenkrieg niederzuschlagen, während er vom bürgerlichen Staat gedeckt
wird.  Charakteristisch  ist  hierbei,  dass  sich  diese  Bewegung  auf  das
Kleinbürger_Innentum  stützt,  welches  in  der  Krise  sowohl  von  der
großkapitalistischen Konkurrenz als auch von der Arbeiter_Innenbewegung
bedrängt  wird.  Einerseits  vom  Großkapital  bedroht,  andererseits  vom
eigenen  Kapital  lebend,  werden  die  Kleinbürger_Innen  durch  den
antiproletarischen  Aufstand  der  Faschos  angesprochen.  Dieser  Aufstand
scheint zwar Symptome der Krise zu benennen, projiziert dies aber auch
immer vom Kapitalismus als System weg. Hiervon ist der Antisemitismus der
klarste Ausdruck. Damit ist der Faschismus also keine vage und schon gar
keine moralische Kategorie, sondern muss anhand seiner Klassenbasis und in
seiner historischen Funktion verstanden werden.

Und was ist mit der AfD?
Da wir nun grob geklärt haben, was den Faschismus ausmacht, können wir
uns nun ansehen, inwieweit dieser Begriff auf die AfD zutrifft oder nicht.

Gegründet als rechtsliberale Anti-Euro-Partei wurde die AfD erst wirklich
massenwirksam  mit  einer  rassistischen  Mobilisation  gegen  die
Migrationspolitik der GroKo unter Merkel,  bei  der sich ein schon immer
existierender rechtsextremer Kreis immer mehr in der Führung der Partei
durchsetzen konnte. Dies geschah im Zuge eines globalen Rechtsrucks, der
die  unmittelbare  Antwort  von  Rechts  auf  die  Niederlagen  linker
Massenbewegung wie dem Arabischen Frühling oder der Antikrisenproteste
in  Griechenland  war.  So  ist  eine  globale  Antwort  von  Links  auf  die
Finanzkrise  2007/2008  ausgeblieben  und  Rechte  überall  auf  der  Welt
konnten krisengeschüttelte  Kleinbürger_innen und von der Globalisierung



bedrohte binnenmarktorientierte Kapitalfraktionen hinter der Illusion eines
„Zurück zur guten alten Vergangenheit“ hinter sich vereinen. Innerhalb der
AfD wurde dabei ein führendes Gesicht nach dem anderen verschlissen, das
die politische Rechtsentwicklung der Partei nicht mittragen wollte. Innerhalb
der Partei erstarkte der völkisch-nationalistische, formell aufgelöste „Flügel“
unter Björn Höcke zunehmend. Ohne Zweifel tummeln sich heute in diesem
Teil  der  Partei  viele  Faschist_Innen  und  diesen  kann  man  die  Absicht
unterstellen, die AfD zu einer faschistischen Frontorganisation umbauen zu
wollen. Also einer Organisation, welche aus einem faschistischen Kern mit
einem  zumeist  rechtspopulistischen  Außenbild  besteht,  welches  es  ihm
ermöglicht als mehr oder weniger „normale“ Partei im Parlamentarismus zu
agieren.  Wichtig  ist  dabei  aber  jedoch,  dass  diese  Organisationen  den
Faschist_Innen den Raum und auch die Möglichkeit bieten, realistisch die
Frontorganisation als Mittel  für den langfristigen Aufbau ihres militanten
Kampfes  der  Machtübernahme  zu  nutzen  und  sie  auch  klare  direkte
Verbindungen zu der außerparlamentarischen (militanten) Rechten hat. Dies
ist  bei  der  AfD  bislang  nur  eingeschränkt  der  Fall.  Zwar  duldet  sie
faschistischen Einzelpersonen in ihren Reihen, um anschlussfähig für eine
rechtsextreme  Wähler_Innenbasis  zu  sein.  Jedoch  ist  weiterhin  der
rechtspopulistisch-wirtschaftsliberale  Flügel  klar  dominant  innerhalb  der
AfD.  Dementsprechend organisiert  sie  ihr  Klientel  als  Wähler_Innen und
richtet ihre gesamte Politik auf den parlamentarischen Erfolg aus anstatt wie
eine  faschistische  Partei,  ihre  Basis  als  Straßenkämpfer_Innen  zu
organis ieren,  mit  dem  strategischen  Zie l  d ie  organis ierte
Arbeiter_Innenbewegung zu zerschlagen. Die Straße ist für die AfD nicht das
eigentliche  Kampffeld,  sondern  Mittel  zum  Zweck.  Die  punktuellen
Mobilisierungen  und  Einflussnahmen  in  rechte  Bewegungen  folgen  dem
Kalkül, in ihrem eigentlichen Kampffeld, dem Parlament, mehr Einfluss zu
gewinnen.

Eine  direkte  Verbindung  zu  mehr  oder  weniger  offen  faschistischen
außerparlamentarischen Organisationen wie den „Freien Sachsen“ besteht
zwar,  ist  aber  recht  konfliktbehaftet.  Offen  faschistische  Organisationen
sehen in der AfD eher eine „verbürgerlichte Verräterin“.



Dass die rechtspopulistische Taktik dominiert, lässt sich aus der Lage im
Klassenkampf  schließen:  Die  AfD  wäre  in  dieser  Schwächephase  der
Arbeiter_Innenbewegung  dazu  im  Stande,  ihr  politisches  Programm
innerhalb der bürgerlichen Demokratie umzusetzen und tut das auch schon,
indem sie die anderen Parteien vor sich hertreibt. Das ist katastrophal für
Linke, Unterdrückte und die gesamte Arbeiter_Innenklasse.

Wenn wir die Politik der AfD verstehen wollen, müssen wir diese also zuerst
einmal  als  widersprüchliches  Herumlavieren  und  schlechte  Kompromisse
zwischen  ihren  verschiedenen  Flügeln  verstehen,  wovon  der
wirtschaftsliberale  Flügel  die  Partei  aktuell  dominiert  und  ihr  ein
rechtspopulistisches  und  kein  faschistisches  Profil  gibt.  Weidel  und  Co.
machen in  ihren  Reden klar,  dass  es  ihr  strategisches  Ziel  ist,  sich  als
anerkannte bürgerliche Partei  zu „normalisieren“ und sich langfristig als
Vertreterin  des  radikalisierten  Kleinbürger_innentums  und
binnenmarktorientierten Kapitals als regierungsfähige Partei zu etablieren.
Das ähnelt der FPÖ in Österreich, welche, auch als sie an der Regierung war,
keine  faschistische  Diktatur  errichtet  hat.  Dass  wir  die  AfD  nicht  als
faschistische Partei charakterisieren, heißt aber nicht, dass wir sie damit
verharmlosen. Eine AfD als etablierte bürgerliche Partei kann aktuell auch
mitunter  gefährlicher  für  uns  sein,  als  eine  radikalisierte  faschistische
Kleinstpartei am Rande der Gesellschaft. So konnte die AfD beispielsweise
mit  Blick  auf  die  aktuelle  Asylrechtsverschärfung  durchsetzen,  dass  die
Grünen  an  die  Regierung  die  Abschaffung  des  individuellen  Asylrechts
unterschreiben,  was sich in den 90er Jahren nur die härtesten Neonazis
getraut haben zu fordern. Wir sagen auch nicht, dass es nicht möglich wäre,
dass  sich  die  AfD  in  einer  sich  zuspitzenden  Krisensituation  und  einer
internen  Machtübernahme  durch  den  faschistischen  Flügel  zu  einer
faschistischen Frontorganisation werden könnte.  Aktuell  dominiert  jedoch
der wirtschaftsliberale Flügel die Politik der Partei.

Warum ist das relevant?
Okay,  jetzt  haben  wir  erklärt,  warum wir  die  AfD nicht  als  faschistisch
einstufen würden, doch wofür ist das überhaupt wichtig? Wir hatten doch



bereits gesagt, dass wir sie dennoch bekämpfen müssen? Ist das dann nicht
einfach nur Wortklauberei?

Nein! Die genaue Analyse der AfD und die Klarheit, ob diese als faschistisch
charakterisiert wird oder nicht, hat nämlich gravierende Unterschiede für die
daraus  resultierende  Taktik  gegen  sie.  Da  Faschist_Innen  ihre
gesellschaftliche Macht im Kampf auf der Straße und in der massenhaften
Terrorisierung ihrer Feind_Innen sehen, müsste unsere erste Aufgabe sein,
antifaschistische  Selbstverteidigungs-  und  Einheitsfrontstrukturen
aufzubauen, wenn es eine offen faschistische Partei mit der Stärke der AfD in
Deutschland gäbe.  Diese Frage ist  im Rechtsruck definitiv relevant,  aber
nicht unmittelbar wegen der AfD. Mit Selbstverteidigungsstrukturen kommen
wir  der  AfD  nicht  bei.  Ihre  Macht  liegt  in  den  Parlamenten.  Und  ihre
Relevanz bezieht  sie  aus der  schweren gesellschaftlichen Krise und dem
Fehlen einer linken Antwort auf diese.

Dementsprechend müssen wir  in unseren Mobilisierungen gegen die AfD
immer betonen,  dass wir  auch ein linkes Programm gegen die multiplen
Krisen  des  Kapitalismus  brauchen.  Sei  es  nun  die  wirtschaftliche,  die
politische,  die  kriegerische,  die  gesundheitliche,  die  Bildungs-  oder  die
Klimakrise: Wenn hier keine überzeugende, das heißt radikale Antworten von
links kommen und diese von einer Bewegung getragen werden, haben die
Rechtspopulist_Innen leichtes Spiel, den verständlichen Frust der Massen für
sich  zu  nutzen!  Neben unseren eigenen Mobilisierungen müssen wir  als
Revolutionär_Innen  die  führenden  reformistischen  Arbeiter_Innenparteien
und  die  Gewerkschaften  unter  Druck  setzen,  mit  ihrer  bürgerlichen
Krisenpolitik zu brechen und sich in den gemeinsamen Kampf im Rahmen
einer Arbeiter_inneneinheitsfront gegen kapitalistische Angriffe und rechte
Hetze einzureihen.



AfD-Sieg in Thüringen: Resultat
einer  gescheiterten  Antikrisen-
Politik
von Flo Weitling, Juni 2023

Die letzten Tage schauten Medien und Politik auf einen kleinen Landkreis im
Süden  Thüringens:  Sonneberg.  Denn  die  Kommunalwahlen,  welche  dort
stattgefunden haben, sind nun zu einem Symbolbild für den Rechtsruck und
den Aufstieg der AfD geworden. Zum ersten Mal hat die rechtsextreme AfD
es geschafft, ein Spitzenmandat zu gewinnen: Das Amt des Landrats.

Am  Sonntag,  dem  25.06.  unterlag  der  CDUler  und  amtierende  Landrat
Jürgen Kopper in einer Stichwahl Robert Sesselmann, dem Kandidaten der
AfD. Dieser erzielte 52,8 Prozent der abgegebenen Stimmen, womit die in
diesem Bundesland als gesichert rechtsextrem eingestufte AfD diesen Sieg
einfahren  konnte.  Die  AfD  erfährt  zurzeit  einen  deutschlandweiten
A u f s c h w u n g .  A u s  m e h r e r e n  U m f r a g e n  v e r s c h i e d e n e r
Meinungsforschungsunternehmen  geht  hervor,  dass  sie  auf  Bundesebene
sogar die zweitbeliebteste Partei sein sollen. In der vergangenen Woche sind
darüber  hinaus  Videos  aus  der  Stadt  Sonneberg  durch  das  Internet
gegangen, in welchen sich auf offener Straße die NSDAP zurückgewünscht
wird. Der Rechtsruck verschärft sich also nicht nur, sondern tritt ebenfalls
immer  offener  auf.  Nachdem  rechtspopulistische  Kräfte  in  Italien  und
Schweden  die  Regierung  übernommen  haben  und  Rechtspopulist_Innen
sowie Faschist_Innen in ganz Europa an Zuwachs und Bedeutung gewinnen,
ist es klar, dass die Entwicklung der AfD kein lokales Phänomen ist. An den
EU-Außengrenzen  sterben  Tausende,  während  die  Asylgesetze  weiter
verschärft werden. Der internationale Rechtsruck ist allgegenwärtig und die
Antwort der politischen Linken zu schwach.

Die  niedrige  Wahlbeteiligung  in  Sonneberg  ist  dabei  ebenfalls  nicht  zu
vergessen.  Obwohl  bei  der  Stichwahl  diese  um  rund  10  Prozentpunkte
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zugenommen hat, haben insgesamt nur 49,1 Prozent im ersten Wahlgang und
59,6 Prozent im Zweiten gewählt.  Auch bei  den Wiederholungswahlen in
Berlin zeichnete sich ab, dass große der Teile der Bevölkerung nicht gewählt
haben  oder  auch  nicht  wählen  konnten.  Rund  40  Prozent  konnten  oder
wollten  dort  keine  Stimme  abgeben.  Hierbei  wird  die  Relevanz  der
Forderung für Staatsbürger_Innenrechte für alle erneut deutlich, da zzgl. zu
den 20 Prozent von Nicht-Wähler_Innen eine große Anzahl an Personen nicht
einmal  die  Möglichkeit  erhielten,  an  dem  „demokratischen“  Prozess
teilzunehmen. Was an niedriger Wahlbeteiligung und dem Aufschwung der
AfD insgesamt zu erkennen ist, ist die allgemeine Unzufriedenheit mit dem
politischen  Geschehen  und  den  sich  weiter  verschärfenden  Krisen.
Bürgerliche  Parteien  können  keine  Antwort  finden  auf  die  sich  immer
verschlimmernde Lage der lohnabhängigen Menschen.

Genau das nutzte Sesselmann in seinem Wahlkampf, in dem er sogenannte
bundespolitische  Themen  ins  Feld  führte.  Neben  rassistischer
Migrationspolitik  setzte  die  AfD  auf  Themen  wie  die  Inflation  oder  das
Heizungsgesetz.  Doch  diese  können  auf  dieser  Ebene  nicht  angegangen
werden und spielen somit für die lokale Politik auch keine bedeutende Rolle.
Doch Prekarität nimmt zu und die Kluft zwischen Arm und Reich vergrößert
sich,  während  die  Ampel-Regierung  in  einer  Krise  steckt:  Die
Wirtschaftskrise  trifft  vor  allem die  ärmsten  Teile  der  Gesellschaft  ohne
flächendeckende  Hilfeleistungen  und  das  zuletzt  beschlossene
Heizungsgesetz bleibt ohne soziale Abfederung. Da sich keine den Interessen
der Arbeiter_Innen widmende Kraft als Antwort auf die Krisen herausbildet,
suchen  viele  Menschen  in  ihrer  Verzweiflung  eine  Antwort  bei  den  gut
aufgestellten rechtspopulistischen bis  ultrarechten Kräften der  AfD,  auch
wenn diese in Wahrheit keine Perspektive darstellen und mit rassistischer
Hetze von den eigentlich wichtigen Fragen ablenken. Hier gilt es anzusetzen
und eine revolutionäre Perspektive zur Lösung der Krisenproblematik des
Kapitalismus aufzustellen.

Doch wie können wir das erreichen? Es ist z.B. notwendig die dringende
Energiewende sozial zu gestalten. Die Kosten für diesen wichtigen Schritt
dürfen  dabei  nicht  bei  den  Arbeiter_Innen  hängen  bleiben  (wie  das



Heizungsgesetz  es  vorsieht),  die  Reichen  müssen  für  diesen  wichtigen
klimapolitischen Schritt zahlen! Sie sind es, welche die meisten Emissionen
erzeugen und klimaschädliche Konzerne leiten. Diese müssen enteignet und
unter  Arbeiter_Innenkontrolle  nachhaltig  umstrukturiert  werden.  Darüber
hinaus wird durch die Instrumentalisierung von geflüchteten Menschen für
rassistische Hetze die Notwendigkeit für eine klare Kante gegen Rassismus
noch einmal einschlagend offenbart. Die Antwort auf die zukünftig steigende
Zahl  an  Klimaflüchtlingen  darf  nicht  Abschottung,  sondern  konsequenter
antikapitalistischer Klimaschutz und Staatsürger_Innenrechte für alle sein.

Gegen  die  rassistischen  Verschärfungen  der  EU-Asylgesetze!
Staatsbürger_Innen-Rechte  für  alle,  überall!

Für eine antifaschistische Einheitsfront aus Arbeiter_Innen, Jugendlichen und
allen Unterdrückten dieses Systems!

Gewerkschaften in die Offensive! Schluss mit Sozialpartner_Innenschaft und
für den Aufbau einer Antikrisenbewegung!

Antirassistischen Selbstschutz aufbauen! Im Kampf gegen Faschist_Innen ist
auf Staat und Polizei kein Verlass!

Löhne hoch, Mieten runter & kostenloser ÖPNV für alle, durch Besteuerung
der Reichen!

Konsequenter,  antikapitalistischer  Klimaschutz  ohne  Kompromisse  &
finanziert  durch  die  Vermögen  der  Reichen!

Enteignung  klimaschädlicher  Konzerne  unter  Arbeiter_Innenkontrolle  und
kostenlose Umschulungsprogramm in erneuerbare Energien!



Schwarze  Zeiten?  Die  Berliner
Wahlen und ihr Ausgang
Wilhelm Schulz/Martin Suchanek, Februar 2023,  zuerst erschienen in der
Infomail der Gruppe Arbeiter:innenmacht

Die CDU geht als klare Siegerin aus der Berliner Abgeordnetenhauswahl vom
12. Februar hervor. Erstmals seit 1999 wurde sie zur stärksten Partei in der
Stadt und konnte ihren Stimmenanteil deutlich auf 28,2 % steigern, was ein
Plus vom 10,2 % gegenüber 2021 bzw. von 10,6 % verglichen mit  2016
bedeutet.  Die  einzige  andere  Partei,  die  einen  leichten  Stimmengewinn
verbuchen kann, ist die AfD mit 9,1 % und einer Steigerung um 1,1 % zu
2021.

Die  Regierungskoalition  aus  SPD,  Grünen  und  Linken  hat  geschlossen
verloren und kommt auf 49 %, ein Verlust um 5,4 % zu 2021 (SPD bei 18,4 %
und -3 %, Grüne ebenfalls bei 18,4 % und -0,5 %, LINKE bei 12,2 % und
-1,9 % zu 2021). Die FDP fällt unter die undemokratische 5 %-Hürde, verliert
2,5 % und kommt nur noch auf 4,6 %. Sie muss somit das Abgeordnetenhaus
verlassen – also wenigstens eine erfreuliche Nachricht.

Der Wahlgewinn der Union war zwar im Vorfeld abzusehen, ist aber dennoch
deutlicher als von vielen erwartet. Vor allem aus zwei Parteien erhielt sie
dabei Stimmengewinne: 60.000 von der SPD und 37.000 von der FDP. Auch
interessant sind die Zahlen von jeweils 21.000 Stimmenwanderungen von
den sog. Kleinstparteien und Nichtwähler_Innen. Daneben gewann sie 17.000
Stimmen von den Grünen, 12.000 von der AfD und 11.000 von der LINKEN.
Bei den Erststimmen konnte die Union ihre gewonnenen Wahlkreise mehr als
verdoppeln. Sie gewann 48 von 78, 2021 waren es 21. Die SPD stürzte von 25
auf  4  Wahlkreise  ab.  Daneben:  Die  Stimmendifferenz zwischen SPD und
Grünen  beläuft  sich  anscheinend  auf  105,  weshalb  eine  Neuauszählung
wahrscheinlich ist.

Der  Erfolg  der  CDU ist  darauf  zurückzuführen,  dass  sie  gleich  mehrere
Stimmungen  auf  sich  fokussieren  konnte.  Außerdem  hat  er  auch  sehr
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wichtige  bundesweite  Implikationen  bzw.  setzt  Trends  fort.  Vergleichbar
sieht es um die FDP aus, wenn auch unter umgekehrtem Vorzeichen. Die
Wahlniederlage reiht sich in den Trend der vergangenen Landtagswahlen
ein.  Die  Union  konnte  sich  gegen  die  rot-grün-rote  Landeskoalition  als
Alternative präsentieren und den Unmut gegen den Senat kanalisieren.

Der Löwenanteil der Berliner_Innen ist jedoch nicht zur Wahl gegangen oder
durfte es nicht. Die Wahlbeteiligung lag bei 63 %. Gegenüber 2021 ist das ein
massiver Rückgang. Damals lag die Beteiligung aber mit 75,4 % überaus
hoch, weil sie gemeinsam mit der Bundestagswahl durchgeführt wurde. Die
63 % entsprechen hingegen dem Durchschnitt der letzten 20 Jahre. Knapp
22 % der Bevölkerung hat überhaupt kein Wahlrecht, weitere 13 % haben
das Wahlalter noch nicht erreicht. Am Dienstag, dem 14.2, tauchten auch in
Lichtenberg  noch  mehr  als  400  Briefwahlumschläge  auf.  Das  endgültige
amtliche Wahlergebnis ist nicht vor dem 17. Februar zu erwarten.

Ein Schritt nach rechts
Das „Es kann kein Weiter so geben“, das aus allen Fanfaren der Parteien
klingt, drückt die Stimmung der Wahl aus. Mit der CDU und den Grünen
haben sich zwei bürgerliche Parteien in Berlin weiter etablieren bzw. ein
sehr gutes Ergebnis von 2021 weitgehend stabilisieren können, während die
bürgerlichen Arbeiter_Innenparteien SPD und LINKE weiter an Stimmen und
Prozenten verlieren.

Auch wenn die Wahl von keinem großen Rechtsruck begleitet  wurde,  so
stabilisiert sie die Rechtsentwicklung im Abgeordnetenhaus. In diesem Licht
muss das „Es kann kein Weiter so geben“ gewertet werden, egal ob es eine
Fortsetzung von RGR, Schwarz-Rot oder Schwarz-Grün wird.

Diese Verschiebung zeigt  sich auch in  den Wahlkampfthemen.  So haben
CDU, AfD und FDP einen thematisch vergleichbaren Wahlkampf geführt,
wenn auch im Ton verschieden. Sie haben das Berliner Verwaltungsversagen
auch über die gescheiterte Wahl von 2021 hinaus ins Zentrum gestellt und
andererseits den Ruf nach Recht und Ordnung im Lichte der rassistischen
Diffamierungen rund um die Silvesternacht oder um das „Chaos“ in den



„linken“  Stadtteilen  erklingen  lassen.  Alles  klassisch  rechte  oder
rechtspopulistische  Themen.

Die Senatsparteien hatten dem im Grunde nichts entgegenzusetzen. Die SPD
versuchte sich sogar, wenn auch ohne großen Erfolg, selbst als Law-and-
Order-Partei mit Augenmaß zu inszenieren. In jedem Fall können wir davon
ausgehen, dass der nächste Senat – egal wie er zusammengesetzt sein wird –
die Polizei, deren Mittel und Befugnisse unter dem Vorwand der Bekämpfung
von „Clankriminalität“ und „linken Chaot_Innen“ massiv stärken wird. Wir
können annehmen, dass die ohnedies oft  eher symbolischen und letztlich
zweitrangigen Reformen unter RGR faktisch kassiert werden sollen.

Daneben stand Mobilität im Zentrum, wobei die drei Parteien sich für die
Aufrechterhaltung Berlins als Autostadt mitsamt der Fortsetzung des Baus
der  A100  ausgesprochen  haben.  Insgesamt  wurde  die  Koalition  als
handlungsunfähig  beschrieben und das  trotz  einer  LINKEN,  die  bei  den
Koalitionsverhandlungen  ihre  Beteiligung  an  der  Regierung  über  ihr
Programm  stellte.

Im Jahr 2021 war die Wohnungsfrage noch das zentrale Thema der Wahl. Das
aktuelle Ergebnis könnte vermutlich der letzte parlamentarische Todesstoß
für  den Volksentscheid  von „Deutsche Wohnen und Co.  enteignen“ sein,
solange  dessen  strategische  Orientierung  weiterhin  auf  parlamentarische
Mehrheiten ausgerichtet ist statt des Aufbaus einer klassenkämpferischen
Mieter_Innenbewegung  in  den  Häusern,  auf  den  Straßen  und  in  den
Betrieben.  Inwiefern  die  möglichen  Handlungsempfehlungen  der
Verschleppungskommission  (offiziell:  Expert_Innenkommission)  noch  im
Senat Zustimmung finden werden, steht in selbigem fragwürdigen Licht. Und
das  obwohl  Kai  Wegner  (CDU-Spitzenkandidat)  deutlich  als  Feind  der
Mieter_Innen hätte demaskiert werden können. Er war damals im Bundestag
einer von denen, die gegen den Berliner Mietendeckel geklagt haben. Die
Berliner CDU wurde in den vergangenen Jahren massiv durch Parteispenden
von der Immobilienlobby unterstützt.

Doch, wie es in der Presse so oft heißt, bleibt unklar, ob Wegner nicht ein
„König ohne Land“ bleibt, also keine_n Koalitionspartner_In finden könnte,



da sowohl SPD als auch Grüne sich für die Fortsetzung von Rot-Grün-Rot
ausgesprochen haben. Außerdem fürchten diese zu Recht,  dass sie unter
CDU-Führung zum Anhängsel der Konservativen würden.

Die Sondierungsgespräche, die SPD und Grüne nun mit der Union führen
werden, könnten beide zur Durchsetzung ihrer Ziele in einer Drei-Parteien-
Koalition verwendet werden. Eine schwarz-grüne Koalition scheint zwar am
unwahrscheinlichsten, wenn man sich die konträren Wahlkampfthemen und
die beidseitige Rhetorik anschaut, hätte aber eine starke Wirkung auf die
Bundespolitik und könnte ein etwaiges Scheitern der Ampel vorbereiten, in
der sich die Grünen und nicht die FDP als verlässlichere Partner_Innen für
eine etwaige CDU-geführte Regierung präsentieren.

Und die LINKE?
Auch sie hat verloren. Einerseits zwei von sechs Direktmandaten, die jeweils
an die CDU verlorengingen. Generell hat die CDU bis auf zwei Wahlkreise
der  AfD  alle  Außenbezirke  gewonnen,  während  die  Innenstadt  grün  ist
(Zweitstimmen). Vergleichbar ist es auch bei der Altersstruktur. Die Grünen
sind  die  stärkste  Kraft  unter  35  Jahren  und die  CDU bei  den  über  45-
Jährigen. Die Lützerath-Räumung, die die Grünen mitverantworten, hat hier
also  keinen  signifikanten  Einfluss  auf  das  Wahlergebnis  genommen.  Die
LINKE sieht sich somit einer Verringerung ihres Einflusses gegenüber. Auch
wenn  sie  in  allen  Bezirken  verloren  hat,  lässt  sich  ein  deutlicherer
Stimmrückgang  in  ihren  alten  Ostberliner  Stimmbezirken  verbuchen,
während sie sich im Stadtzentrum relativ gefestigt hat. Am deutlichsten zeigt
sich dies im sonst so roten Köpenick, das nun tiefschwarz überzogen ist. Im
Verhältnis zum Bundestrend bleibt Berlin jedoch eine Hochburg der LINKEN.
Dass  die  verschiedenen  brennenden  sozialen  Fragen  wenig  im  Zentrum
standen und die LINKE dies nicht auffangen konnte, wird deutlich, wenn wir
sehen,  dass  die  Partei  seit  2001  an  der  Landesregierung  ist,  mit  einer
Ausnahme von 2011 bis 2016.

Katja  Kipping  warb  bereits  wenige  Minuten  nach  den  ersten  amtlichen
Hochrechnungen  für  eine  Fortführung  von  Rot-Grün-Rot  und  war  damit
vermutlich die erste öffentliche Fürsprecherin. Es bleibt abzuschätzen, wie



stark  das  Lager  gegen  die  Regierungsbeteiligung  sein  wird.  Angesichts
dessen, dass beispielsweise die oppositionelleren Bezirke wie Neukölln und
Mitte  verhältnismäßig  gute  Ergebnisse  erzielten,  sind  die  Möglichkeiten
dafür  verbessert,  wie  die  Basis  für  die  Nebelkerze  des  „rebellischen
Regierens“ sichtbar geschwächt ist. Andererseits konnte dieses Doppelspiel,
einerseits Teil der Regierung zu sein, sich andererseits auf die Seite des
Sozialprotests  zu stellen,  in  keiner gesteigerten Unterstützung münden –
zwei Wege, die sich offensichtlich entgegenstehen.

Nach  der  Abgeordnetenhauswahl  im  Jahr  2021  war  das  größte
Schreckgespenst  in  den  Reihen  der  LINKEN  die  Möglichkeit  einer
Ampelkoalition auf Berliner Ebene. Mit diesem Argument wurden weite Teile
des Programms in den Koalitionsverhandlungen aufgegeben. Es droht, dass
mit selbigem erneut in Koalitionsverhandlungen eingestiegen werden soll.

Natürlich wäre es leichfertig, ja albern zu sagen, dass eine CDU-geführte
Regierung überhaupt keinen Unterschied für die Bevölkerung ausmachen
würde. Zweifellos würden Wegner und Co. eine solche Situation nutzen, um
ihr Law-and-Order-Programm durchzuziehen, wenn auch vielleicht mit etwas
grüner oder sozialer Tünche für eine jeweilige Koalitionspartnerin.

Doch das würde nur einen weiteren Zerfallsprozess befördern. DIE LINKE
würde sich an einer solchen Regierung ebenso wie die Restbestände des
linken  SPD-Flügels  einfach  selbst  überflüssig  machen  und  eine  CDU-
Regierungsübernahme  bloß  hinauszögern.

Zudem zeigt die Erfahrung mit dem RGR-Senat (wie vordem mit den rot-
roten  Senaten),  dass  diese  selbst  zur  Verschleppung  und  Sabotage
demokratischer  Entscheidungen  wie  der  Enteignung  der  großen
Immobilienhaie bereit sind. Nachdem DIE LINKE den Volksentscheid schon
in der letzten Koalition nicht durchsetzen konnte, ist natürlich kindisch zu
denken,  dass  eine  geschwächte  Partei  und  ein  geschwächter  Senat
ausgerechnet  jetzt  die  Konfrontation  mit  dem  Kapital  suchen  werden.

Daher müssen aber auch die Gegner_Innen eine Regierungsbeteiligung in
der  LINKEN  jetzt  aufstehen.  Schließlich  haben  sie  sich  in  der  letzten



Legislaturperiode auch nicht mit Ruhm  bekleckert, sondern nur so getan, als
hätten sie mit dem Senat nichts zu tun – und haben doch umgekehrt „ihrer“
Partei keine Steine beim Regieren in den Weg gelegt.

Gerade  die  linken  Bezirke  wie  Neukölln  und  Mitte  sowie  alle  anderen
Gegner_Innen einer weiteren Regierungsbeteiligung müssen sich jetzt offen
gegen  die  Regierungssozialist_Innen,  gegen  die  Giffey-Freund_Innen  um
Schubert, Lederer und Kipping formieren. Ein erster Ausgangspunkt dessen
könnte eine Einberufung einer öffentlichen Konferenz des linken Flügels der
Partei sein. Bereits als Folge der letzten Sondierungen gab es erste Ansätze
zum Aufbau einer solchen Opposition, jedoch verpuffte die Organisierung
dieser Ansammlung von Parteimitgliedern, sobald die Abstimmung für die
Beteiligung an der Koalition innerhalb der LINKEN vorüberging.

Die Linken in der LINKEN stehen vor der Aufgabe, den Widerstand gegen die
Fortsetzung von Rot-Grün-Rot zu organisieren und um die Ausrichtung der
Partei zu kämpfen. Angesichts ihrer bundesweiten Krise dürfen sie dabei vor
einem organisierten Kampf nicht weiter zurückschrecken – und das heißt
auch nicht vor einem kommenden, im Grunde unvermeidlichen organisierten
Bruch mit ihr.

Podiumsdiskussionen  mit  der
AfD:  Diskutieren  oder
Boykottieren?
von Sani Meier

In  Vorbereitung  auf  die  Bundestagswahlen  im  September  diesen  Jahres
wurden  an  vielen  Schulen  Podiumsdiskussionen  mit  Vertreter_Innen
verschiedener  Parteien organisiert.  Neben SPD,  CDU,  Linke und Grünen
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hatten  manche  Schulen  auch  Politiker_Innen  der  rechtsradikalen  AfD
eingeladen.  Viele  Schüler_Innen  fanden  das  zu  Recht  scheiße  und
organisierten Widerstand an ihren Schulen, was eine generelle Debatte zu
der Frage, wie man denn mit der AfD umgehen solle, auslöste. Sollte man mit
rechten Politiker_Innen diskutieren oder sie ausladen, um ihnen keine Bühne
zu geben? Und vor allem: Wer entscheidet eigentlich darüber?
Von vielen Schulleiter_Innen wurde die Einladung damit begründet, dass die
AfD dieses Jahr zur Wahl antrete und damit als demokratisch legitimierte
Partei Teil des politischen Wettbewerbs sei. Somit hätte Sie wie jede andere
Partei das Recht, ihre Positionen zur Diskussion zu stellen. Man wolle damit
keine Werbung für sie machen, sondern allen Schüler_Innen die Möglichkeit
geben,  sich  mit  deren  Inhalten  auseinanderzusetzen.  Wir  lehnen  diese
Position ganz klar ab.

Nachdem die AfD seit diesem Jahr vom Verfassungsschutz beobachtet wird,
versucht  sie  gezielt,  ihr  bürgerliches  Image  zu  stärken,  um  ihre
rechtsradikale Gesinnung und Verbindungen in die dazugehörige Szene zu
verdecken. Genau mit dieser Strategie verschafft sie sich nun auch Zugang
zu  Schulen  und  versucht,  Jugendliche  für  ihre  menschenverachtenden
Positionen  zu  gewinnen.  Doch  wir  lassen  uns  von  diesem  Schein  nicht
täuschen!
Die AfD ist das Ergebnis des internationalen Rechtsrucks seit der letzten
Finanzkrise 2007/2008 und vertritt eine Politik, die klar rassistisch, sexistisch
und in Teilen sogar antisemitisch ist. Mit ihrem neoliberalen Wahlprogramm
wird sie auch in Anbetracht der momentanen Krise versuchen, die Interessen
der Kapitalist_Innen bestmöglich zu schützen, indem sie die Ausbeutung von
Arbeiter_Innen  und  Jugendlichen  weiter  verschärft.  Dies  schafft  sie  am
besten,  wenn  sie  deren  Solidarität  zueinander  durch  Rassismus  und
Sexismus zerstört, da dies ihren gemeinsamen Kampf verhindert. Wirft man
einen  Blick  in  ihr  diesjähriges  Wahlprogramm,  so  findet  sich  z.B.  die
Forderung,  dass  Schüler_Innen  in  Zukunft  getrennt  nach  ihrer
Leistungsstärke unterrichtet werden sollen – Spaltung und Konkurrenzdruck
at it’s best. Darüber hinaus wollen sie eine „Abschiebeoffensive“, stärkere
Grenzkontrollen und die Aussetzung des Familiennachzugs für Geflüchtete.
Um  diesen  rassistischen  Bullshit  zu  erkennen,  brauchen  wir  keine



Podiumsdiskussionen  und  je  weniger  Leute  ihn  hören,  desto  besser.

Unsere Schulen gehören uns!

Wir  lassen  uns  nicht  spalten!  Für  Vertreter_Innen  dieser  Politik  ist  an
unseren Schulen kein Platz! Unsere Schulen sind der Ort, an dem wir uns
täglich aufhalten und deshalb müssen sie ein möglichst safer space für alle
sein,  egal  ob  für  Frauen,  migrantische,  queere  oder  muslimische
Schüler_Innen.  In  Anbetracht  der  rassistischen,  sexistischen  und
islamophoben Hetze der AfD ist  es deshalb untragbar,  dieser Zugang zu
unseren  Schulen  zu  geben.  Wenn wir  es  zulassen,  dass  solche  Parteien
einfach ungestört eine Bühne bekommen, sind unsere Schulen keine Orte
mehr, an denen wir sicher lernen können. Wir Schüler_Innen müssen selbst
über  unsere  Bildung  und  deren  Bedingungen  entscheiden  können  und
protestieren deshalb zurecht gegen die Podiumsdiskussionen mit der AfD.
Gemeinsam haben wir in Berlin Kundgebungen und Störaktionen organisiert,
sowie Forderungen an die Schulleitungen gestellt, wodurch wir es geschafft
haben, dass die AfD an einer der Schulen wieder ausgeladen wurde (siehe
dazu auch den Artikel „Revo vor Ort“, in dem wir einen detaillierten Bericht
zu den Aktionen geben). Dieser Erfolg ist der Beweis, dass wir gemeinsam
genug Druck aufbauen können, um solche Entscheidungen mitzubestimmen.
Lasst uns also unsere Schulen aktiv mitgestalten, indem wir uns vernetzen,
linke Schüler_Innenkomitees bilden und Protest organisieren mit dem Ziel,
unsere Schule zu demokratisieren!

Für ein selbstbestimmtes Lernen in Schulen, die nach unseren Bedürfnissen
organisiert sind! Kein Raum für Sexismus, Rassismus, Antisemitismus oder
Islamophobie – kein Raum der AfD!
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und in Teilen sogar antisemitisch ist. Mit ihrem neoliberalen Wahlprogramm
wird sie auch in Anbetracht der momentanen Krise versuchen, die Interessen
der Kapitalist_Innen bestmöglich zu schützen, indem sie die Ausbeutung von
Arbeiter_Innen  und  Jugendlichen  weiter  verschärft.  Dies  schafft  sie  am
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täglich aufhalten und deshalb müssen sie ein möglichst safer space für alle
sein,  egal  ob  für  Frauen,  migrantische,  queere  oder  muslimische
Schüler_Innen.  In  Anbetracht  der  rassistischen,  sexistischen  und
islamophoben Hetze der AfD ist  es deshalb untragbar,  dieser Zugang zu
unseren  Schulen  zu  geben.  Wenn wir  es  zulassen,  dass  solche  Parteien
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unsere Schule zu demokratisieren!

Für ein selbstbestimmtes Lernen in Schulen, die nach unseren Bedürfnissen
organisiert sind! Kein Raum für Sexismus, Rassismus, Antisemitismus oder
Islamophobie – kein Raum der AfD!


